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Ausschuss für Inneres und Sport 

(87. - öffentliche - Sitzung am 3. September 2020) 

Beratungsthemen: 

1. 25. Bericht über die Tätigkeit der Landesbeauftragten für den Datenschutz 

Niedersachsen für das Jahr 2019 

Unterrichtung durch die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen - 

Drs. 18/7250 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

  

2. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über 

den Finanzausgleich 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/7261 

 

Der Ausschuss beriet über den Gesetzentwurf. Er empfahl dem Landtag vorbehaltlich 

des Votums der - mitberatenden - Ausschüsse für Rechts- und Verfassungsfragen 

sowie für Haushalt und Finanzen, den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP, AfD 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

 

Berichterstatter (mündlicher Bericht): Abg. Bernd-Carsten Hiebing (CDU) 

  

3. Zusammen gegen Hass, Gewalt und Angriffe gegen politische 

Mandatsträgerinnen und Mandatsträger auf kommunaler, Landes- oder 

Bundesebene 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/5865 

 

Der Ausschuss stellte die abschließende Beratung des Antrages zurück, um den 

Fraktionen Gelegenheit zu geben, eine gemeinsam getragene Beschlussempfehlung  

zu erarbeiten. 

  

4. Beschlussfassung über einen Antrag auf Unterrichtung durch die Landesregierung 

zu der Bundesratsentschließung in BR-Drucksache 187/20 

 

Der Ausschuss beschloss einstimmig, die Landesregierung um eine schriftliche 

Unterrichtung zu bitten. 

  

5. Beschlussfassung über einen Antrag auf ergänzende mündliche Unterrichtung 

durch die Landesregierung anlässlich der beiden Fälle von bei Polizeieinsätzen 

getöteten Flüchtlingen 

 

Der Ausschuss beschloss bei Enthaltung des Mitglieds der Fraktion der AfD, die 

Landesregierung um eine ergänzende mündliche Unterrichtung zu bitten. 

  

6. Beschlussfassung über einen Antrag auf Unterrichtung durch die Landesregierung 

zum grundsätzlichen Umgang mit sog. Corona-Rebellen und anderen Corona-

Leugnungsstrukturen 

 

Der Ausschuss beschloss bei Enthaltung des Mitglieds der Fraktion von Bündnis 90/Die 
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Grünen, die Landesregierung um eine schriftliche Unterrichtung zu bitten. 

 

Außerhalb der Tagesordnung:  
 

Polizeiliche Lageeinschätzung zur Sicherheitssituation am Niedersächsischen 
Landtag 

 
Der Ausschuss bat um eine zeitnahe polizeiliche Lageeinschätzung zur Sicherheits-

situation am Niedersächsischen Landtag, insbesondere vor dem Hintergrund der 

jüngsten Ereignisse am Reichstag in Berlin. Den Mitgliedern des Ältestenrates soll die 

Teilnahme an der Sitzung anheimgestellt werden. 

 


